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1 Ausgangslage 
„Hauptaufgabe dieser Reform ist es, die Konzentration auf Kernaufgaben, mehr Flexibilität 
und höhere Effizienz in der Bundeswehr zu erzielen und dadurch die Bundeswehr als wirksa-
mes Instrument unserer Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu stärken.“1 
Hohe Steuerungsintelligenz, einfache und klare Entscheidungsstrukturen sowie ausgeprägte 
Lern- und Anpassungsfähigkeit prägen die Bundeswehr der Zukunft, die als wirksames In-
strument unserer Sicherheits- und Verteidigungspolitik gestärkt wird. 
In diesem Sinne orientieren sich die nachfolgenden Ausführungen an den ministeriellen Kern-
aufgaben und Hauptprozessen, führen die Eckpunkte der Strukturkommission fort und leiten 
die anstehenden Arbeiten von der weitgehend abgeschlossenen Bewertungsphase in die Phase 
der Ausarbeitung eines konkret umsetzbaren Organisationskonzeptes über. 
 

                                                 
1 Aus Kommissionsbericht 
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2 Organisationsgrundsätze: Konzentration, Verantwortung, Vertrauen 
Eine kleinere, professionellere und noch schlagkräftigere Bundeswehr erfordert die Aufga-
benerfüllung an der jeweils kompetenten Stelle. Das heißt: 

• Konzentration der Verantwortung und 
• Vertrauen in die jeweiligen Entscheidungsträger. 

Die Spitzenorganisation des BMVg sowie alle zivilen und militärischen Dienststellen müssen 
sich als eine Einheit verstehen. Das bedeutet die vollständige Einordnung aller Kommandos, 
Behörden und Ämter in das „Unternehmen Bundeswehr“ und dessen Prozesse durch klare 
Konzentration auf die Kernfunktion und Abgabe anderer Aufgaben. 
Das Ministerium ist stringent auf die drei wesentlichen Funktionsbereiche auszurichten und 
aufbauorganisatorisch abzubilden: 

1. Politik und Planung; 
2. Ressourcen; 
3. Militärische Auftragserfüllung. 

Dabei werden diese Funktionsbereiche in der zukünftigen Organisationsstruktur des BMVg 
konsequent ausgestaltet, so dass eindeutige Verantwortungshierarchien gebildet werden, in 
denen die jeweiligen Prozesse zusammengeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Funktionsbereich „Politik und Planung“ wird der prozessbestimmende Ausgangspunkt. 
Die zukünftige Organisationsstruktur des Ministeriums gewährleistet, dass der Planungspro-
zess umfassend wahrgenommen wird. Alle Abteilungen werden im Sinne eines integrierten 
Ansatzes, aber unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Ausprägung ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit, einbezogen. 
Dem Generalinspekteur der Bundeswehr (GenInsp) kommt nicht nur in den Streitkräften, son-
dern auch im BMVg eine neue, zentrale Rolle zu. Er wird dem Minister zukünftig für die 
Führung, Einsatzfähigkeit und Einsatzbereitschaft der Streitkräfte sowie den Einsatz der Bun-
deswehr unmittelbar verantwortlich sein. 
Für die effektive Wahrnehmung seiner Verantwortung wird dem GenInsp darüber hinaus un-
terhalb der Leitung das gesamte BMVg zur Unterstützung zur Verfügung stehen. 
Entsprechend seiner zukünftigen Stellung wird er durch die organisatorische Ausgliederung 
der Inspekteure (Insp) als Befehlshaber (Befh) der jeweiligen militärischen Organisationsbe-
reiche (milOrgBer) - und der damit verbundenen truppendienstlichen Unterstellung unter ihn 
konsequent gestärkt. 
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Die im „Berliner-Erlass“ vom 21. Januar 2005 festgelegten Verantwortlichkeiten werden neu 
geregelt. 
Wesentliche Voraussetzung für eine überschneidungsfreie, prozessorientierte Aufbauorgani-
sation des BMVg ist die weitere Auflösung zivil/militärischer Abgrenzungen. Im Verständnis 
einer bundeswehrgemeinsamen, effizienten und zielorientierten Auftragserfüllung werden 
künftig alle Funktionsbereiche des Ministeriums aufgabengerecht mit zivilen und militäri-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern besetzt. Dienstposten, die für militärische wie zivile 
Mitarbeiter gleichermaßen offen stehen, werden die Regel sein. 
Dieses Prinzip wird dabei nicht auf das BMVg beschränkt, sondern zur Organisationsmaxime 
des gesamten nachgeordneten Bereichs. 
Auf diesem Wege erhält die Bundeswehr im Sinne der Analysen der Strukturkommission die 
zukunftsfähigen, straffen Verantwortungsstränge, die schnelle und klare Entscheidungen und 
eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung durch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Ressorts ermöglichen. 
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3 Leitungsbereich 

Die Leitung besteht weiterhin aus dem Minister, zwei beamteten Staatssekretären und zwei 
Parlamentarischen Staatssekretären. 

Leitungsstab und Planungsstab bleiben organisatorisch erhalten und nehmen auch weiterhin 
grundsätzlich keine ministeriellen Linienaufgaben wahr. Der Leitungsstab bündelt 
Informationen für den Minister, bindet alle erforderlichen Stellen sachgerecht ein und 
koordiniert die Unterstützungsleistungen. Der Planungsstab unterstützt den Minister bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben in Angelegenheiten mit hoher politischen Relevanz. 

Das Parlaments- und Kabinettsreferat betreut alle Sitzungen von Bundestag, Bundesrat und 
Ausschüssen, koordiniert die Gesetzgebungsarbeiten des Ministeriums und bereitet die 
Kabinettssitzungen vor. 
Der Presse- und Informationsstab bleibt im Leitungsbereich erhalten, der Stab Leitungs-
controlling (Stab LC) wird in das neue Organisationselement „Controlling“ eingegliedert. 
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4 Bereich „Controlling“ 
Bei der Leitung wird ein Bereich zentrales Controlling eingerichtet und einem Staatssekretär 
zugeordnet. Das zentrale Controlling wirkt bei der Entwicklung eines gemeinsamen wir-
kungsorientierten Steuerungsverständnisses bzw. Steuerungsmodells mit. Es unterstützt die 
Leitung bei der Definition von strategischen Zielen, deren Operationalisierung in Zielverein-
barungen sowie der Überwachung der Zielerreichung. 
In jedem Bereich, der komplexe Aufgaben und Prozesse steuert, wird ein dezentrales Control-
ling eingerichtet. Notwendigkeit und Umfang dieser Controllingeinheiten werden von der 
Komplexität des Bereiches bestimmt. Das dezentrale Controlling setzt im Rahmen eines Ope-
rativen Controllings bzw. Projektcontrollings die strategischen Vorgaben des zentralen Cont-
rollings um. 
Die fachliche Führung über die Controllingeinheiten liegt beim zentralen Controlling. Damit 
wird die Grundlage geschaffen, dass die in einer Organisation betriebenen Planungs- und 
Steuerungsprozesse hinreichend miteinander verzahnt werden und möglichst reibungslos 
funktionieren. 
Der Controller hat die Aufgabe und Verantwortung, Informationen und Daten bereitzustellen 
und damit Transparenz zu schaffen. Im Rahmen seiner Prozessverantwortung ist er dafür zu-
ständig, dass Planung, Zielvereinbarung und Zielnachhaltung funktionieren. Er muss Wirkung 
und Wirtschaftlichkeit durchgängig kritisch hinterfragen und fachlich beraten. 
Die Abteilungsleiter und Abteilungsleiterinnen entscheiden auf dieser Grundlage. Sie bleiben 
für ihre Ergebnisse verantwortlich. 
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5 Funktionsbereich „Politik und Planung“ 
In diesem Funktionsbereich werden die strategischen Vorgaben und Leitlinien für die Ausge-
staltung der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik, die Militärpolitik, die Rüstungspolitik so-
wie für die Rechtspolitik konzipiert. 
Er bündelt, vervollständigt und priorisiert die Planung, Konzeption und die Weiterentwick-
lung der Bundeswehr, einschließlich der Rüstungsplanung und der strategischen Planung der 
Modernisierungsprojekte. Dabei stellt er die Beachtung rechtlicher und finanzieller Rahmen-
bedingungen sowie die Wirtschaftlichkeit des Handelns sicher.  
Der Funktionsbereich „Politik und Planung“ zeichnet auch für die politischen Vorgaben der 
Rüstungskontrolle und der Rüstungszusammenarbeit verantwortlich und steuert zentral die 
Gesetzgebungsvorhaben des BMVg. 
Ebenfalls wahrgenommen werden die vorbereitenden Maßnahmen der Beschlussfassung der 
Bundesregierung sowie der konstitutiven Zustimmung des Deutschen Bundestages zum Ein-
satz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Ausland, sowie die militärpolitische und rechtliche 
Begleitung und Bewertung laufender Einsätze. 
Durch die hier zu verantwortenden Aufgaben bildet dieser Funktionsbereich die Plattform des 
integrierten Planungsprozesses. 
Dieser integrierte Planungsprozess stellt die logische Fortführung der inhaltlich bindenden 
politischen und planerischen Vorgaben der Bundesregierung und des Bundesministers der 
Verteidigung (z.B. das „Weißbuch zur Sicherheit Deutschlands und Zukunft der Bundes-
wehr“, die „Verteidigungspolitischen Richtlinien“) dar. 
Dabei werden alle für die Weiterentwicklung der Bundeswehr bedeutsamen Faktoren in einer 
langfristigen Perspektive untersucht und bewertet. 
Auf der Grundlage dieser Bewertung werden im Funktionsbereich „Politik und Planung“ die 
Grundlagen, Grundsätze, Vorgaben und Richtlinien für die Ausgestaltung und Weiterentwick-
lung der Bundeswehr festgelegt sowie Eckpunkte für bereichsübergreifende Aufgaben ge-
setzt. 
Die strategischen Ziele bestimmen das Fähigkeitsprofil der Bundeswehr, das wiederum die 
Basis für die Steuerung der Ressourcenplanung und die anschließende Ressourcenbereitstel-
lung bildet. 
Innerhalb des integrierten Planungsprozesses bringt der GenInsp seine Vorschläge auf der 
Basis einer fortlaufenden Analyse bestehender bzw. absehbarer Fähigkeitslücken ein. 
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Dadurch verläuft der Planungsprozess als ein Zyklus ohne Duplizierungen über die gesamte 
Organisationsstruktur des BMVg. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In dem Funktionsbereich „Politik und Planung“ werden die Aufgaben der Funktionsbereiche 
„Ressourcen“ und „Militärische Auftragserfüllung“ zugunsten einer bundeswehrgemeinsamen 
Auftragserfüllung zu einer bundeswehrgemeinsamen Zielsetzung zusammengeführt. Vor dem 
Hintergrund der rechtlichen und finanziellen Vorgaben sowie der politischen Absichten wird 
die erforderliche Zielvorgabe aus den aufgezeigten Fähigkeitslücken und Lösungswegen ent-
wickelt. 
Der Planungsprozess stellt damit die bundeswehrgemeinsame Einsatzorientierung in den er-
forderlichen Gesamtzusammenhang. In den beiden für die Realisierung verantwortlichen 
Funktionsbereichen „Ressourcen“ und „Militärische Auftragserfüllung“ erreichen die Pla-
nungsvorgaben dann die erforderliche Verbindlichkeit. 
Der berechtigten Forderung der Strukturkommission nach größerer Prozesseffizienz wird auf 
diese Weise Rechnung getragen. 
 
5.1 Bereich „Politik“ 
Das BMVg hat die Aufgabe, den Minister als Mitglied der Bundesregierung in allen wesentli-
chen Fragen zu beraten und Vorschläge für politische Initiativen zu entwickeln. 
Dies bedingt, dass die Ausgestaltung der Politikfelder - als klassische ministerielle Kernauf-
gabe - innerhalb des BMVg nicht dezentral entsprechenden Bereichen und Funktionsträgern 
überlassen, sondern in einem Bereich zentralisiert und von dessen Leiterin/Leiter gesamtheit-
lich gegenüber der Leitung verantwortet wird. 
Die organisatorische Zusammenführung von Militär- und Rüstungspolitik entspricht und folgt 
dabei den kohärenten Inhalten dieser Politiksegmente im Gesamtkontext der deutschen und 
internationalen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 
Auf diesem Wege werden gleichzeitig - entsprechend den Feststellungen und Forderungen der 
Strukturkommission - die Aufgaben der Rüstungspolitik von denen des Rüstungsprozesses 
organisatorisch getrennt. 
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Die Verteidigungspolitischen Richtlinien sowie der Beitrag des BMVg zu dem zukünftig ge-
gebenenfalls im Sinne einer Nationalen Sicherheitsstrategie zu verfassenden Weißbuch wer-
den im Bereich „Politik“ erstellt und zum verbindlichen Ausgangspunkt des Planungsprozes-
ses sowie der Folgeprozesse. 

Der Bereich „Politik“ stellt sicher, dass der GenInsp insbesondere seinen Funktionen als mili-
tärischer Berater der Bundesregierung und als höchster militärischer Repräsentant der Bun-
deswehr in internationalen Gremien jederzeit gerecht werden kann. Hierzu wird er insbeson-
dere in die Vorbereitung von Entscheidungen des NATO- und EU-Militärausschusses aktiv 
einbezogen. 

Im Rahmen der Verantwortung für die Ausgestaltung der Rüstungspolitik wird in dem Be-
reich „Politik“ unter anderem auch die internationale Rüstungskooperation - deren Umsetzung 
durch den National Armament Director (NAD) im Bereich „Ausrüstung“ verantwortet wird - 
aus übergeordneter politischer Sicht bewertet und gesteuert. 

Darüber hinaus wird auch die Rüstungskontrolle in diesem Bereich verantwortet. Teil dieser 
Verantwortung ist dabei auch die federführende Erarbeitung einer bundeswehrgemeinsamen 
Position zur Rüstungsexportstrategie der Bundesregierung. 

Eine einsatzorientierte Gestaltung politischer Realitäten beschränkt sich nicht auf die Arbeiten 
im Bereich der Militär- und Rüstungspolitik als klassische Teilbereiche der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, sondern erfordert auch, dass sich das BMVg zukünftig verstärkt in die 
Politikfelder einbringt, die nicht in der federführenden Ausgestaltung des eigenen Ressorts 
liegen, die aber maßgeblich die eigenen Interessen berühren und dabei starken Einfluss auf 
die eigene Prozesslandschaft nehmen. 

So wird der Bereich „Politik“ beispielsweise auch im Bereich der Rechtspolitik - im Sinne der 
allgemeinen Gesetzgebungsarbeit - verstärkt Impulse setzen bzw. Forderungen einbringen, die 
der Wahrung ressorteigener Interessen, aber auch der Optimierung der eigenen Prozesse und 
dem Erhalt ihrer Effizienz dienen werden. 

Als zentrale Stelle gewährleistet der Bereich „Politik“, dass alle Prozesse des „Unternehmens 
Bundeswehr“ flexibel auf Änderungen politischer Rahmenbedingungen reagieren können. Die 
transparent zusammengefassten Aufgaben des Bereichs „Politik“ stärken das verfassungs-
rechtliche Leitbild des Primats der Politik für die Aufgabe Verteidigung. 
 
5.2 Bereich „Recht“ 
Fachaufsicht und die jeweilige Rechtsaufsicht werden innerhalb des BMVg organisatorisch in 
je einer Verantwortung gebündelt. Die fachspezifischen Rechtsangelegenheiten werden daher 
grundsätzlich den jeweiligen Fachabteilungen zugeordnet (z. B. Dienstrecht dem Bereich 
„Personal“) und dort mit den operativen Aufgaben zusammengeführt. 
Daneben verbleibt ein für die Bundeswehr wichtiger Bereich von Rechtsfragen, der keiner 
Fachaufgabe ohne Weiteres zuzuordnen ist, sowie die zentrale Steuerung der das BMVg 
betreffenden Gesetzgebungsvorhaben. Sie werden in einem Bereich zusammengeführt. 
Neben den verfassungs- und völkerrechtlichen Grundlagen befasst sich der Bereich „Recht“ 
mit den wesentlichen rechtlichen Rahmenbedingungen für die Einsätze bzw. in den Einsätzen 
der Bundeswehr. Verträge mit internationalem Bezug einschließlich der Vertragswerke, die 
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die Rechtsverhältnisse zu inter- und supranationalen Organisationen regeln, werden ebenfalls 
in diesem Bereich verantwortet. 
 
5.3 Bereich „Planung“ 
In diesem Bereich wird die Fortführung der politischen Zielsetzungen in planerische Zielvor-
gaben und deren Umsetzung in konzeptionelle Grundlagen verantwortet.  
Diese bilden den verbindlichen Rahmen für das Fähigkeitsprofil der gesamten Bundeswehr - 
sowohl der Streitkräfte als auch der Bundeswehrverwaltung. Der Bereich verantwortet auch 
die Konzeption der Bundeswehr. 
Die Verantwortung dieses Bereiches für die ministeriellen Planungsaufgaben bedingt, dass er 
sich auf die Expertise des gesamten BMVg abstützt. 
Dort, wo eine fachliche Abstimmung mehrerer Bereiche erforderlich ist, obliegt dem Bereich 
„Planung“ die Verantwortung für die Koordinierung. Damit werden laufende Planungen kon-
sequent auf die politischen Zielsetzungen ausgerichtet.  
Zur Erstellung realistischer Vorgaben ist eine enge Verzahnung mit dem Bereich „Haushalt“ 
erforderlich.  
 
5.4 Bereich „Haushalt“ 
Die für die Standardaufgaben „Haushaltsaufstellung“ und „Haushaltsvollzug“ erforderlichen 
Kapazitäten werden in schlagkräftiger Form erhalten. Dies umfasst im Wesentlichen: 

• die Konzentration auf die Kernaufgaben eines ministeriellen Beauftragten für 
den Einzelplan 14, 

• den Erhalt der Dialogfähigkeit mit dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
und dem Parlament sowie  

• das frühzeitige und verstärkte Einbringen von Haushaltsaspekten in den Pla-
nungsprozess. 

Zur Verwirklichung der Zusammenführung von Fach- und Ressourcenverantwortung bleiben 
die vorhandenen Bewirtschaftungsverantwortlichkeiten in den fachlich zuständigen Bereichen 
(Abteilungen und Stäben) erhalten. 
Haushaltsaspekte müssen frühzeitig in den gesamten Planungsprozess einfließen, damit in der 
Realisierungsphase der haushaltsnahen Jahre keine Finanzierungslücken auftreten. Der Be-
reich bewertet Vorgaben und Ziele unter finanziellen Gesichtspunkten und bringt die Haus-
haltsaspekte bei Konzeption und Planung der Bundeswehr ein. 
Mittel- und langfristige Planung auf der einen und Finanz- und Haushaltsplanung auf der an-
deren Seite werden so harmonisiert, dass politische Zielvorstellungen im Spannungsfeld zwi-
schen Wünschbarem und Realisierbarem ohne Brüche realisiert werden können. 
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6 Funktionsbereich „Ressourcen“ 
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt die Bundeswehr Personal, Ausrüstung (inklusive 
Dienstleistungen) und Infrastruktur. Diese Ressourcen müssen fortlaufend auf den Auftrag 
und das angestrebte Fähigkeitsprofil der Bundeswehr ausgerichtet und entsprechend rückge-
koppelt werden. 
 
6.1 Bereich „Personal“ 
Der Bereich „Personal“ umfasst die Gesamtheit aller Aspekte, die sich individuell auf den 
Menschen in der Bundeswehr beziehen.  
Die Attraktivität der Bundeswehr als Arbeitgeber bildet die Richtschnur allen Handelns bei 
der Gewinnung und Bindung von Personal. 
Der Personalkörper der Bundeswehr muss als Einheit betrachtet werden, um das gesamte Po-
tenzial auszuschöpfen. Dies entspricht dem bundeswehrgemeinsamen Ansatz, Dienstposten in 
der Regel nicht mehr als zivil oder militärisch auszuweisen. 
Um künftig den gesamten Personalprozess von der Nachwuchsgewinnung über die Leistungs-
förderung und Karriereplanung bis zur Zurruhesetzung einschließlich der Bezahlung aller 
Bundeswehrangehörigen aus einer Hand führen und verantworten zu können, werden alle 
entsprechenden ministeriellen Aufgaben im neuen Bereich „Personal“ zusammengeführt. Im 
nachgeordneten Bereich erfolgt schrittweise eine konsequente Konsolidierung und Konzentra-
tion des Personalmanagements in der Verantwortung des Bereichs „Personal“ in Form eines 
Personalamtes. 

 Da die Bundeswehr ein breites und attraktives Ausbildungsangebot bereitstellen muss, wird 
das Thema bundeswehrgemeinsame Ausbildung sowohl institutionell als auch organisatorisch 
in den Bereich „Personal“ integriert und von dort aus weiterentwickelt. Deshalb werden die 
Universitäten der Bundeswehr der Verantwortung des Bereiches „Personal“ unterstellt. 
Flankierend werden alle sozialen Aufgaben abgebildet, die besonders den einsatzbedingten 
Belastungen des Bundeswehrpersonals Rechnung tragen.  

 Die ministerielle Ebene wird künftig auf übergreifende Vorgaben, Richtlinien und Grundla-
gen beschränkt, während die Ämterebene die gesamte Verantwortung für die Umsetzung er-
hält und in einem Rückkopplungsprozess ihre Erkenntnisse in die ministerielle Arbeit einflie-
ßen lassen kann. 
Im Bereich „Personal“ werden künftig insbesondere folgende Aufgaben des Personalwesens 
wahrgenommen: 

• Personalstrategie, Grundsätze der Personalgewinnung sowie der Aus- und Fort-
bildung  

• Grundsatz- und Rechtsangelegenheiten des Personalwesens sowie Führung und 
Entwicklung des Spitzenpersonals 

• Grundsatzangelegenheiten Einsatzfolgen, Versorgung, Soziale Angelegenheiten, 
Psychologischer Dienst und Militärseelsorge 

• Grundsätze Gebührniswesen  
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Der nachgeordnete Bereich wird in einem bundeswehrgemeinsamen Personalamt strukturiert. 
Das Personalamt führt im militärischen Bereich das Personalamt der Bundeswehr (PersABw) 
und die Stammdienststelle der Bundeswehr (SDBw) zusammen, übernimmt die aus dem 
BMVg abgeschichtete Personalführung der Ebene A 16 sowie ferner streitkräftegemeinsame 
Aufgaben im Rahmen der Ausbildung und Qualifizierung von Soldatinnen und Soldaten.  
Bei den zivilen Angehörigen der Bundeswehr werden die derzeit in den Ober- und Mittelbe-
hörden angesiedelten Zuständigkeiten für das Personalmanagement sowie die Fachaufsicht 
über die lokale Ebene der BwDLZ im Personalamt gebündelt. Es wird künftig die Personal-
führung aller Beamtinnen und Beamten der Bundeswehr bis zur Ebene A 16 sowie der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Entgeltgruppen 9-16 innehaben sowie die Fachauf-
sicht über die Personalführung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Entgeltgruppen 
3-8 auf lokaler Ebene ausüben. Der Zuständigkeitsbereich der BwDLZ, denen die Personalbe-
arbeitung für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bis einschließlich Entgeltgruppe 8 
obliegt, bleibt unangetastet. Die zurzeit noch in den Wehrtechnischen Dienststellen angesie-
delte Personalführungskompetenz für diesen Personenkreis wird auf die BwDLZ verlagert.  
Die Grundsatzarbeit für den Geschäftsbereich BMVg auf den Gebieten des Dienst-, Tarif- und 
Beteiligungsrechts wird künftig ebenfalls im Personalamt geleistet. 
Das Personalamt deckt alle Aspekte der zivilen Personalführung und zusätzlich zentrale 
Kompetenzen (aus BMVg, BAWV und WBV) im Berufsförderungsdienst und Bundeswehr-
fachschulwesen, dem Sozialdienst und im Fürsorgeärztlichen Dienst ab. 
Die Bundeswehrverwaltungsschulen, die Bundeswehrfachschulen und der Berufsförderungs-
dienst werden dem Personalamt unterstellt. 
Auf dem Weg zum neuen Personalamt der Bundeswehr kann es notwendig werden, Zwi-
schenschritte zu gehen, das heißt, zunächst eine Konsolidierung und Zusammenfassung der 
militärischen Ämter (PersABw und SDBw) parallel zur Bündelung der zivilen Personalfüh-
rung durchzuführen, bevor diese miteinander verschmelzen. 
 

6.2 Bereich „Ausrüstung“ 
Der Bereich „Ausrüstung“ verfolgt das Konzept einer aufbauorganisatorischen Integration 
von Beschaffung und Nutzungssteuerung. 
Er nimmt die ministeriellen Aufgaben der Planung, Lenkung und Kontrolle sämtlicher 
nationaler und internationaler Rüstungs-/Nutzungsaktivitäten unter Beachtung politischer und 
strategischer Vorgaben wahr. 
Grundlage wird ein aus dem CPM 2010 fortentwickelter Rüstungsprozess, der sich in den drei 
Phasen Integrierte Operative Planung, Realisierung und Nutzung vollzieht und sich auf 
Integrierte Projekt-Teams abstützt.  
Im Rahmen der Integrierten Operativen Planung werden funktionale Forderungen entwickelt. 
Diese sind auf das Notwendige zu beschränken und zu gewichten, damit der Verwendung 
handelsüblicher (ggf. exportfähiger) Lösungen sowie bereits entwickelter Komponenten 
breiter Raum eingeräumt wird. 
Materielle Alternativen werden durch die dem Bereich „Ausrüstung“ nachgeordnete 
Rüstungs-/Nutzungsorganisation unter frühzeitiger Abstützung auf die Industrie entwickelt. 
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Der Bereich „Ausrüstung“ macht hierzu Vorgaben (z. B. aus den Bereichen internationale 
Kooperation, Forschung & Technologie, Nutzungssteuerung). 
Die Auswahl einer materiellen Alternative auf der Grundlage des Votums des GenInsp 
mündet in eine durch den Bereich „Ausrüstung“ zu erstellende Zielvereinbarung mit der 
Rüstungs-/Nutzungsorganisation. Die Zielvereinbarung ist die Grundlage für die Realisierung 
und stellt gleichzeitig den Verantwortungsübergang und damit eine eindeutige Trennung 
zwischen ministerieller Steuerung und ämterseitiger Durchführung dar.  
Durch den frühen Zeitpunkt des Abschlusses einer Zielvereinbarung wird marktverfügbaren 
Lösungen und off-the-shelf-Technologien aufgrund der geringeren Risikoanteile 
grundsätzlich Präferenz gegenüber der Realisierung neuer Produkte eingeräumt. Die 
Realisierungsphase wird in Verantwortung der Rüstungs-/Nutzungsorganisation durchgeführt 
und durch ein projektbegleitendes Rüstungscontrolling unterstützt. Abweichungen von der 
Zielvereinbarung sind in einem ministeriellen Entscheidungsgremium zu bewerten. Die 
Aufgaben des Bereichs „Ausrüstung“ beschränken sich auf die Wahrnehmung der Fach- und 
Rechtsaufsicht, das Rüstungscontrolling und die Begleitung von 25 Mio.-Vorlagen an das 
Parlament.  
Durch eine Bündelung der Verantwortung für die Realisierung von Projekten und die 
Nutzung von Produkten wird einem Auseinanderfallen von Verantwortlichkeiten und 
Kompetenzbereichen entgegengewirkt und die Transparenz des Prozesses insgesamt erhöht.  
In der Nutzungsphase ist der Bereich „Ausrüstung“ für die Grundsätze der Nutzungssteuerung 
sowie die Aufsicht über die durch die Rüstungs-/Nutzungsorganisation wahrzunehmenden 
Aufgaben der Nutzungssteuerung (hierzu zählen insbesondere das technisch-logistische Ma-
nagement, die Steuerung der Projektelemente und der produktbezogenen Haushaltsmittel) 
zuständig.  
Aus dem Prozess abgeleitet und mit einem neuen Aufgabenverständnis versehen, ergibt sich 
für den Bereich „Ausrüstung“ das folgende Aufgabenspektrum: 

• Steuerung der bedarfsgerechten Ausstattung der Bundeswehr mit Produkten 
(Sammelbegriff für Wehrmaterial, Ausrüstung, Ausstattung sowie Hard- und 
Software) sowie  

• Nutzungssteuerung eingeführter Produkte (Erhalt der Einsatzreife). 
Der Leiter nimmt die Aufgaben des Nationalen Rüstungsdirektors (National Armament 
Director - NAD) und des IT-Direktors für das Verteidigungsressort (Ressort-CIO) wahr. 
Insbesondere ist der Bereich „Ausrüstung“ verantwortlich für folgende Aufgaben:  

• Entwicklung und Fortschreibung einer Strategie der Bedarfsdeckung (inkl. Stra-
tegischer Einkauf) 

• Er- und Bearbeitung eines F & T-Konzepts im Rahmen der poli-
tisch/strategischen Vorgaben, Bewirtschaftung der F & T-Haushaltsmittel 

• Aufsicht über sämtliche nationalen und internationalen Rüstungsaktivitäten des 
nachgeordneten Bereichs einschließlich Dienstleistungen und ÖPP-Projekte so-
wie Steuerung der bundeseigenen Gesellschaften (Beteiligungsmanagement) 

• Grundsätze der Nutzungssteuerung sowie Aufsicht über die durch die Rüstungs-
/Nutzungsorganisation wahrzunehmenden Aufgaben in der Nutzung. 
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Das Aufgabenportfolio des Bereichs „Ausrüstung“ ist beschränkt auf die ministeriellen Steue-
rungsaufgaben und Aufsichtsfunktionen. Die Neuorganisation muss daher mit einem Verant-
wortungszuwachs im nachgeordneten Bereich einhergehen. 

Im nachgeordneten Bereich sollen alle operativen Aufgaben der Bedarfsdeckung und 
Nutzungssteuerung möglichst eng zusammengeführt werden. 
Kernaufgaben der Rüstungs-/Nutzungsorganisation im nachgeordneten Bereich sind 
insbesondere: 

• Mitwirkung beim Fähigkeitsmanagement sowie bei der Integrierten Operativen 
Planung  

• Eigenständige Realisierung aller nationalen Rüstungsprojekte einschließlich Be-
wirtschaftung der Haushaltsmittel Rüstungsinvestitionen, IT und Anteile Materi-
alerhaltung sowie Mitwirkung bei internationalen Rüstungsprojekten; Zentraler 
Einkauf 

• Wahrnehmung der Aufgaben zum Erhalt der Einsatzreife von Produkten 

• Umsetzung der Planungsweisungen im Bereich wehrtechnischer Forschung und 
Technologie sowie Bearbeitung technischer Fachaufgaben. 

Rüstungsprojekte werden künftig über Zielvereinbarungen gesteuert. Die Verantwortlichen 
stellen die Erfüllung der Zielvereinbarungen, im Wesentlichen die Beschaffung von 
Ausrüstung, Waffensystemen und Dienstleistungen sowie den Erhalt der Einsatzreife für 
eingeführte Produkte, sicher. 
Zur Zeit sind mit Rüstungsaufgaben das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung, das 
Bundesamt für Informationsmanagement und Informationstechnik der Bundeswehr, sowie 
Stellen in der Wehrverwaltung und in den Streitkräften betraut. Zum Aufbau einer künftigen, 
umfassenden Rüstungs-/Nutzungsorganisation wird zunächst ein Stab aus den genannten 
Verwaltungsstellen und weiteren Experten gebildet, der die schrittweise organisatorische 
Annäherung der Verantwortlichkeiten vorbereitet und fördert. 
 
6.3 Bereich „Infrastruktur und Dienstleistungen“ 
Um den gesamten Infrastrukturprozess aus einer Hand zu steuern, werden die ministeriellen 
Aufgaben in diesem Bereich zusammengeführt. Gegenüber dem GenInsp fungiert dieser Be-
reich zugleich als Dienstleister für die Errichtung und den Betrieb der Einsatzinfrastruktur. 

Die bislang im BMVg wahrgenommenen Aufgaben im Bereich der Einzelinfrastrukturange-
legenheiten sowie die Steuerung des Liegenschaftsbetriebs werden auf die Ämterebene abge-
schichtet.  

Im BMVg werden künftig im Bereich der Infrastruktur insbesondere folgende Aufgaben 
wahrgenommen: 

• Infrastrukturhaushalt, Recht und Grundsatz des Liegenschaftswesens, Angele-
genheiten der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) 

• Steuerung Landesbauverwaltungen/Bundesbau, Grundsatz Bauwesen, Oberste 
Technische Instanz;  
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• Grundsatz und Steuerung im Inland, Einsatz und Ausland;  

• Grundsatz und Koordination der Stationierung, Standort- und Liegenschaftsop-
timierung, Flächenmanagement. 

Die Aufgaben Umwelt-, Natur- und Arbeitsschutz sowie der Öffentlich-rechtlichen Aufsicht 
sind - in vollständiger Abbildung des Prozesses Infrastruktur/Umweltschutz - ebenfalls die-
sem Bereich zuzuordnen. Ministeriell werden künftig insbesondere abgedeckt. 

• Grundsatz Umweltschutz, Umweltrecht, Umweltmanagement  

• Grundsatz Naturschutz, Boden- und Gewässerschutz, Geologie, Ökologie 

• Grundsatz Arbeits- und Brandschutz 

Daneben verantwortet der Bereich alle weiteren liegenschaftsbezogenen Dienstleistungen wie 
beispielsweise Bewachung und Verpflegung.  

Ferner werden in diesem Bereich die zentralen Aufgaben „Sicherheit“, „Geheimschutz“, „In-
nerer Dienst“ einschließlich des Betriebs der Stabsmeldezentrale (StMZ) und des Informati-
onstechnischen Zentrums (ITZ) wahrgenommen. 
Auf Ämterebene werden die Aufgaben einem neu einzurichtenden Bundeswehr-Dienst-
leistungsamt (BwDLA) zugeordnet. Dessen Aufgabenspektrum geht damit über den Vor-
schlag der Strukturkommission hinaus, in diesem Amt lediglich den Liegenschaftsbetrieb so-
wie Umwelt- und Arbeitsschutz zu konzentrieren.  
Die Aufgabe Infrastruktur/Umweltschutz wird dort umfassend und zusammenhängend abge-
bildet.  
Dazu werden aus dem BMVg abzuschichtende Aufgaben mit bisher von BAWV, SKA und 
WBV insbesondere wahrgenommenen Aufgaben wie folgt zusammengefasst: 

• Geschäftsprozessverantwortung für die Infrastruktur und Umweltschutz ein-
schließlich des diesbezüglichen Nutzungsmanagements; 

• Errichtung und Betrieb der Einsatzinfrastruktur/Bausteuerung; Bearbeiten der 
Infrastrukturangelegenheiten Inland, NATO, Gaststreitkräfte und Ausland 

• Durchführungsaufgaben der Öffentlich-rechtlichen Aufsicht und des technischen 
Arbeits- und Umweltschutzes  

• Bereitstellen von Verpflegung (Betrieb Truppenküchen in Grundbetrieb und Ein-
satz, bewirtschaftete Betreuung) sowie von Leistungen des infrastrukturellen 
Liegenschaftsmanagements (z.B. Bewachung, Reinigung). 

Das im Zusammenwirken mit den Landesbauverwaltungen erfolgende Bauprojektmanage-
ment und hoheitliche Aufgaben mit örtlichem Bezug werden in regionalen Kompetenzzentren 
zusammengefasst. Operativer Leistungserbringer vor Ort bleiben im Ausland die Bundes-
wehrverwaltungsstellen und im Inland die Bundeswehr-Dienstleistungszentren; deren Anzahl 
und Dislozierung wird an die Stationierung der Streitkräfte angepasst. 
In einem BwDLA werden darüber hinaus nicht ministeriell wahrgenommene Rechtsangele-
genheiten (u.a. Schadensbearbeitung, Datenschutz, Vorbereitung internationaler Verträge und 
Abkommen) und die Aufgaben des zentralen Rechnungswesens der Bundeswehr abgebildet. 
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7 Funktionsbereich „Militärische Auftragserfüllung“ 

Zur Stärkung des GenInsp, der dem Minister zukünftig für die Führung, Einsatzfähigkeit und 
Einsatzbereitschaft der Streitkräfte sowie den Einsatz der Bundeswehr unmittelbar verant-
wortlich sein wird, werden diesem die Streitkräfte truppendienstlich unterstellt. Dabei werden 
die Inspekteure als Befehlshaber der jeweiligen milOrgBer organisatorisch aus dem BMVg 
ausgegliedert und folgen damit - organisatorisch konsequent - ihrer Aufgabe als truppen-
dienstliche Vorgesetzte eines milOrgBer in den jeweiligen (nachgeordneten) milOrgBer. 
Unmittelbarer truppendienstlicher Vorgesetzter - und damit auch Disziplinarvorgesetzter - 
aller Soldatinnen und Soldaten im BMVg ist der Bundesminister der Verteidigung. 
Der GenInsp nimmt im Auftrag des Ministers die Befehls- und Organisationsbefugnis über 
die gesamten Streitkräfte wahr. Die uneingeschränkte verfassungsrechtliche Ressortkompe-
tenz des Ministers für die militärische Landesverteidigung bleibt davon unberührt. 
Der GenInsp trägt gegenüber dem Minister in seiner Funktion als Inhaber der Befehls- und 
Kommandogewalt über die Streitkräfte die volle, uneingeschränkte und unmittelbare militär-
fachliche Verantwortung. Zur operativen Steuerung von Einsätzen der Streitkräfte bedient er 
sich des Einsatzführungskommandos der Bundeswehr.  
Zur Wahrnehmung seiner Verantwortung werden dem GenInsp die drei Bereiche „Einsatz“, 
„Führung Streitkräfte“ und „Konzeption und Fähigkeitsmanagement“ zugewiesen. 
 
7.1 Bereich „Konzeption und Fähigkeitsmanagement“ 
Der Bereich „Konzeption und Fähigkeitsmanagement“ setzt die in der Konzeption der Bun-
deswehr (KdB) und die vom Bereich „Planung“ festgelegten konzeptionellen Grundlagen in 
weiteren Folgedokumenten um, die sowohl die Gesamtorganisation der militärischen Vertei-
digung betreffen, als auch die konzeptionellen Grundlagen in den jeweiligen „Verantwor-
tungsbereichen“ Heer - Luftwaffe - Marine - Streitkräftebasis - Zentraler Sanitätsdienst der 
Bundeswehr. 
Die milOrgBer repräsentieren die unterschiedlichen Aspekte der militärischen Fähigkeiten: 
Land - Luft/Weltraum - See - Informationsraum.  
In dem Aufgabengebiet „Konzeption/Weiterentwicklung“ wird der internationalen Zusam-
menarbeit eine herausragende Bedeutung zukommen. Dies gilt auch für den Bereich der 
Einsatzgrundsätze und Einsatzverfahren. 
In dem Aufgabengebiet „Konzeption/Weiterentwicklung“ sind damit im Kern folgende Auf-
gaben wahrzunehmen: 

• Erarbeitung weiterführender konzeptioneller Grundlagen 
• Erarbeitung von Einsatzgrundsätzen 
• Weiterentwicklung in den Erbringungsdimensionen militärischer Fähigkeiten 

(Land - Luft / Weltraum - See - Informationsraum) 
• Internationale Zusammenarbeit 

Die Beiträge zur Fähigkeitsplanung zielen darauf ab, das erforderliche Fähigkeitsprofil zu 
erreichen und dauerhaft zu erhalten. Dazu ist dieses zunächst in ausreichender Detaillierung 
aus den Vorgaben abzuleiten und bei Bedarf an wechselnde Anforderungen anzupassen. Die 
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Ableitung dieses Fähigkeitsprofils erfolgt dabei mit Blick auf eine Befähigung der Bundes-
wehr zur Vernetzten Operationsführung. Diese Sichtweise legt die Aufteilung in vier große 
Bereiche nahe, die den Kern Vernetzter Operationsführung bilden: Aufklärung – Führung – 
Wirkung sowie Unterstützung. 

Der GenInsp analysiert im Rahmen seiner Verantwortung für die Einsatzbereitschaft der 
Streitkräfte den Grad der Zielereichung in den Fähigkeitsbereichen. Erkannte Fähigkeitslü-
cken werden im Systemzusammenhang beschrieben und dem Bereich „Planung“ angezeigt. 
Der Bereich „Planung“ analysiert mit den Ressourcen-Bereichen Möglichkeiten zur Schlie-
ßung der Lücken und entscheidet über die Realisierung. Das Fähigkeitsmanagement liefert 
einen wesentlichen Beitrag zur Bundeswehrplanung. 
Fähigkeitsmanagement ist konsequent in einen internationalen Rahmen einzubinden. 
Für ein auf Nachhaltigkeit angelegtes Fähigkeitsmanagement sind damit folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 

• Kontinuierliche Fähigkeitsanalyse und 
• Führen einer Fähigkeitslage. 

In dem Bereich „Konzeption, Fähigkeitslage“ wird im nachgeordneten Bereich ein Organisa-
tionselement zur Unterstützung aufgestellt. 
 
7.2 Bereich „Führung Streitkräfte“ 
Mit der truppendienstlichen Unterstellung der Streitkräfte unter den GenInsp wird die trup-
pendienstliche Verantwortung innerhalb des BMVg - unterhalb des Ministers - zentralisiert 
und gestrafft. 
Der Bereich „Führung Streitkräfte“ unterstützt den GenInsp bei der Wahrnehmung dieser 
Verantwortung und ist für ihn das zentrale Element zur Organisation, Steuerung und Kontrol-
le der Streitkräfte, mithin zur Gewährleistung ihrer Einsatzbereitschaft. 
Er deckt das gesamte Aufgabenspektrum der militärischen Führungsverantwortung des  
GenInsp ab. 
Dabei kommt der Inneren Führung als identitätsstiftende Führungsphilosophie in den Streit-
kräften auch zukünftig eine besondere Bedeutung zu. Der Bereich „Führung Streitkräfte“ un-
terstützt den GenInsp deshalb auch in der Wahrnehmung seiner Verantwortung für die Prä-
gung und zeitgemäße Weiterentwicklung dieser Führungsphilosophie, für deren Etablierung 
dem GenInsp das Zentrum Innere Führung unterstellt ist. 
Analyse und Bewertung der vom GenInsp ebenfalls zu verantwortenden Inneren Lage in den 
Streitkräften erfolgen ebenfalls in diesem Bereich. 
Darüber hinaus gewährleistet der Bereich auch die Steuerung der militärfachlichen Aufgaben 
der Bundeswehr (z.B. Logistik, Führungsunterstützung). 
Mit erfolgter organisatorischer Ausgliederung des Inspekteurs des Zentralen Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr als Befehlshaber dieses OrgBer, wird dieser der fachliche Berater des  
GenInsp in sanitätsdienstlichen Angelegenheiten. Er wird darüber hinaus im Sinne einer 
Funktion als „Beauftragter Generalarzt der Bundeswehr“ eng mit dem BMVg verzahnt. 
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Die gleichwohl im Ministerium verbleibende Verantwortung für die Erfüllung der sanitäts-
spezifischen Ressortarbeit (Humanmedizin, Zahnmedizin, Veterinärmedizin und Wehrphar-
mazie) sowie die strategische Steuerung des Fachdienstes bedingt, dass das Sanitätswesen im 
Bereich „Führung Streitkräfte“ besondere Berücksichtigung findet. 
 
7.3 Bereich „Einsatz“ 
Der Bereich „Einsatz“ bildet das zentrale Element für die Wahrnehmung der vom GenInsp 
dem Minister gegenüber unmittelbar zu verantwortenden Einsätze der Bundeswehr. 
Der Bereich nimmt seine Aufgabenfelder auch multinational und ressortübergreifend wahr 
und unterliegt einer erheblichen politischen und öffentlichen Wahrnehmung. 
Durch ihn erfolgt die Umsetzung der politischen Zielsetzungen und der strategischen, planeri-
schen Zielvorgaben. 
Dazu werden in dem Bereich „Einsatz“ Fähigkeiten zur Einsatzplanung und -steuerung, zum 
Militärischen Nachrichtenwesen (MilNW) und zur Be-/Auswertung abgebildet, die auch die 
Informationsbedürfnisse des öffentlichen, politischen und parlamentarischen Raums bedienen 
können. 
Die ministeriell wahrzunehmende Aufgabe der Planung und Überwachung von Einsätzen ist 
deutlich von den einsatzbezogenen Aufgaben zu trennen, die auf operativer Ebene durch das 
Einsatzführungskommando der Bundeswehr (EinsFüKdoBw) wahrgenommen werden. 
Das im Bereich „Einsatz“ wahrzunehmende Aufgabenspektrum umfasst unter anderem: 

• Im Rahmen der geführten Einsätze die Bewertung von militärischen Potenzialen in de-
finierten Regionen (einschließlich z.B. Cyberspace und Weltraum) in Zusammenarbeit 
mit den anderen Bundesressorts, anderen Nationen und internationalen Organisatio-
nen, 

• Strategische Planung und Erarbeitung militärischer Entscheidungsvorschläge für ge-
genwärtige Einsätze der Bundeswehr im Ausland in Zusammenarbeit mit den anderen 
Ressorts, die Fähigkeiten für den Einsatz stellen, anderen Nationen und internationa-
len Organisationen, 

• Strategische Planung, Steuerung und Kontrolle von Hilfeleistungen der Bundeswehr 
im In- und Ausland und den militärischen Beiträgen zum Heimatschutz in Deutsch-
land in enger Abstimmung mit den anderen Bundesressorts und anderen Nationen 
bzw. internationalen Organisationen, 

• Strategische Weisungsgebung an EinsFüKdoBw und Kontrolle, 

• Bereitstellung ressortübergreifend abgestimmter strategischer Informationen zum 
Thema Einsatz gegenüber dem politischen und parlamentarischen Raum und der Öf-
fentlichkeit,  

• Konzeption, Steuerung und Kontrolle der Einsatzauswertung sowie deren ressortüber-
greifende und multinationale Integration/Abstimmung, 

• Konzeption, Durchführungsplanung, Steuerung und Kontrolle des MilNW der Streit-
kräfte (ausgenommen Militärischer Abschirmdienst), inklusive multinationaler und 
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ressortübergreifender Abstimmung, Abbildung der Kompetenzfelder des Geoinforma-
tionswesen der Bundeswehr,  

• Weiterentwicklung konzeptioneller Grundlagen der Nationalen Krisen- und Risiko-
vorsorge und des Einsatzes der Spezialkräfte der Bundeswehr. 
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8 Unmittelbar der Leitung zugeordnete Aufgaben 

Eine einsatzorientierte, den jeweiligen Prozessen entsprechende, Neuausrichtung des BMVg 
gebietet, dass ministerielle Linienaufgaben zukünftig auch tatsächlich in der Linienorganisati-
on des BMVg abgebildet werden und der Leitungsbereich davon grundsätzlich frei gehalten 
wird. 
Lediglich Instrumentarien der Steuerung werden zukünftig einem Staatssekretär unmittelbar 
zugeordnet. 
 
a) Revision 
Die unmittelbar bei dem zuständigen Staatssekretär ausgebrachte „zentrale Revision BMVg“ 
bündelt die bisher im BMVg dezentral wahrgenommenen Aufgaben „Innere 
Revision/Belegprüfung“, „Ermittlung in Sonderfällen“ und „Interne Revision“. 
Im nachgeordneten Bereich werden eigenständige Revisionen eingerichtet.  
Diese Revisionen sind organisatorisch den jeweiligen Ämtern/OrgBer zugeordnet und 
arbeiten im Auftrag des jeweiligen Amtschefs/ Leiter OrgBer. Die Fachaufsicht erfolgt durch 
die zentrale Revision des BMVg. 
Die Revision wird an den internationalen und nationalen Standards sowie den Empfehlungen 
des Bundesministeriums des Innern (BMI) ausgerichtet. 
 
b) Kontrolle und Steuerung des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) 
Der MAD nimmt im Geschäftsbereich gesetzlich geregelte Verfassungsschutzaufgaben wahr. 
Ihm obliegt die Abwehr sicherheitsgefährdender Kräfte in den Bereichen Extremismus, Terro-
rismus, Sabotage und Spionage sowie die Mitwirkung an der Sicherheitsüberprüfung nach 
dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz.  
Der Staatssekretär wird bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe durch einen Bereich rechtlich 
und fachlich unterstützt. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass sich die mit der parlamentari-
schen Kontrolle der Tätigkeit des MAD verbundene politische Bedeutung in der internen 
Rechts- und Fachaufsicht widerspiegelt. 
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9 Neue Grundsatzweisungen  
Im Zuge der weiteren Arbeiten für eine einsatzorientierte Neuausrichtung der Bundeswehr ist 
eine Änderung der Verantwortlichkeiten in der Leitung (derzeit geregelt mit Ministerweisung 
vom 16. Februar 2010) sowie der Regelungen zur militärischen Spitzengliederung und Ver-
antwortlichkeiten (derzeit geregelt mit „Berliner-Erlass“ vom 21. Januar 2005) erforderlich. 
Vor dem Hintergrund der neuen Stellung und Befugnisse des GenInsp und der damit verbun-
denen organisatorischen Ausgliederung der Inspekteure in den jeweils nachgeordneten  
milOrgBer ist es sinnvoll, sich dabei nicht mehr allein auf die militärische Spitzengliederung 
zu beschränken, sondern nunmehr auch die zivile Spitzengliederung mitzubetrachten und 
auch ausdrücklich einzubeziehen. 
Bereits jetzt identifizierter Änderungsbedarf besteht hinsichtlich: 

• der Stellung des GenInsp gegenüber den Staatssekretären in den Aufgabengebieten, 
die er dem Minister gegenüber unmittelbar verantworten wird 

• derjenigen Aufgabengebiete, die durch einen Ministervorbehalt zu definieren sind, in 
denen kein Staatssekretär an seine Stelle treten kann 

• der Zuständigkeiten und Verantwortungen, die dem GenInsp einen Anspruch auf Un-
terstützungen aller Abteilungen des BMVg geben 

• der Stellung der Inspekteure als zukünftige Befehlshaber der milOrgBer gegenüber 
dem BMVg 

• der Zuständigkeiten und Verantwortungen, die es den Inspekteuren als zukünftigen 
Befehlshabern der milOrgBer ermöglichen, sich in Fachfragen unmittelbar an die zu-
ständige ministerielle Abteilung zu wenden 

• der in Zukunft bestehenden Unterstützungsgremien, z.B. Militärischer Führungsrat, 
Einsatzrat und Rüstungsrat 

 
 


